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 Recht 
Vorbereitete Änderungen im Arbeitsgesetzbuch ab 
dem 1. August 2022 
 
Die Regierung der Slowakischen Republik führt 
Verhandlungen über die durch das Ministerium für 
Arbeit, Soziales und Familie der Slowakischen Re-
publik entworfene Novelle des Arbeitsgesetzbu-
ches mit vorgeschlagener Wirksamkeit ab dem 1. 
August 2022, deren Ziel die Sicherstellung trans-
parenter und vorhersehbarer Arbeitsbedingungen 
für Arbeitnehmer darstellen soll.  

Der Entwurf der Novelle des Arbeitsge-
setzbuches soll die Richtlinie (EU) 2019/1152 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20. Juni 2019 über transparente und vorherseh-
bare Arbeitsbedingungen in der Europäischen 
Union und die Richtlinie (EU) 2019/1158 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 
2019 zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben 
für Eltern und pflegende Angehörige in die slowa-
kische Rechtsordnung übertragen.  

Zu den vorgeschlagenen Änderungen 
des Arbeitsgesetzbuches gehört vor allem das Fol-
gende: 

Ergänzung von Bestimmungen bezüglich des Ar-
beitsvertrages 

Neue wesentliche Erfordernisse des Arbeitsvertra-
ges sollen auch die Spezifikation des Arbeitsge-
bers im Umfang Firma und ihr Sitz (im Falle einer 
juristischen Person) oder Name und Unterneh-
mensort (im Falle einer natürlichen Person) und 
die Spezifikation des Arbeitnehmers im Umfang 
Vor- und Nachname, Geburtsdatum und Wohnort 
darstellen. Die sonstigen Erfordernisse des Ar-
beitsvertrages im Sinne von § 43 Abs. 1 des Ar-
beitsgesetzbuches bleiben beibehalten (Art der 
Arbeit und ihre kurze Charakteristik, Ort der Ar-
beitsausübung – Gemeinde, Gemeindeteil oder ein 
anderweitig bestimmter Ort, Datum des Arbeitsan-
fangs und Lohnbedingungen), jedoch damit, dass 
beim Ort der Arbeitsausübung ergänzt wird, dass 
es mehrere Orte der Arbeitsausübung geben kann 
oder die Regel vereinbart werden kann, dass den 
Ort der Arbeitsausübung der Arbeitnehmer be-
stimmt. 

Neu ist auch die Bestimmung von § 44a, 
die die Erfordernisse des Arbeitsvertrages und die 
schriftliche Information des Arbeitsgebers bei der 
Arbeitsausübung außerhalb des Gebiets der Slo-
wakischen Republik regelt. In diesem Falle stellen 

der Ort und die Dauer der Arbeitsausübung in ei-
nem Staat oder in Staaten außerhalb des Gebiets 
der Slowakischen Republik wesentliche Erforder-
nisse des Arbeitsvertrages dar. Falls der Ort der 
Arbeitsausübung des Arbeitnehmers außerhalb 
des Gebiets der Slowakischen Republik liegt, ist 
der Arbeitgeber verpflichtet, dem Arbeitnehmer 
eine schriftliche Information mindestens im Um-
fang der folgenden Angaben zu gewähren, falls 
diese im Arbeitsvertrag nicht angeführt sind: 

 
– Währung, in welcher der Lohn oder ein Teil da-

von ausgezahlt wird; 
– Angabe über weitere Leistungen, verbunden mit 

der Arbeitsausübung in einem Staat oder in 
Staaten außerhalb des Gebiets der Slowaki-
schen Republik, in Geld oder in Form von Sach-
bezügen; 

– Angabe darüber, ob die Repatriierung des Ar-
beitnehmers sichergestellt ist und welche Be-
dingungen sich auf diese beziehen. 

 
Der Arbeitgeber wird die Information 

vor der Abreise des Arbeitnehmers zur Arbeitsaus-
übung in einen Staat außerhalb des Gebiets der 
Slowakischen Republik gewähren. Der Arbeitgeber 
ist nicht verpflichtet, eine Information dann zu ge-
währen, falls die Dauer der Arbeitsausübung in ei-
nem Staat oder in Staaten außerhalb des Gebiets 
der Slowakischen Republik vier aufeinanderfol-
gende Wochen nicht überschreitet.  

Ungültig werden Bestimmungen des 
Arbeitsvertrages oder einer anderen Vereinbarung 
zwischen dem Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer 
sein: 

 
– durch welche sich der Arbeitnehmer zur Ver-

schwiegenheit über seine Arbeitsbedingungen 
einschließlich der Lohnbedingungen und der Be-
dingungen der Anstellung verpflichtet; 

– die dem Arbeitnehmer die Ausübung einer ande-
ren Erwerbstätigkeit außerhalb der durch den 
Arbeitgeber bestimmten Arbeitszeit verbieten; 
dadurch ist die Einschränkung einer anderen Er-
werbstätigkeit im Sinne von § 83 des Arbeitsge-
setzbuches (Verbot der Konkurrenztätigkeit) 
oder im Sinne von Sondervorschriften nicht be-
rührt. Dieser Bestimmung entspricht auch der 
vorgeschlagene Wortlaut von § 13 Abs. 6 des Ar-
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beitsgesetzbuches, der es dem Arbeitgeber ver-
bietet, dem Arbeitnehmer die Ausübung einer 
anderen Erwerbstätigkeit außerhalb der durch 
den Arbeitgeber bestimmten Arbeitszeit zu ver-
bieten. Diese Einschränkung hat jedoch keinen 
Einfluss auf eventuelle, durch das Gesetz vo-
rausgesetzte Einschränkungen, wie z.B. das Ver-
bot der Konkurrenztätigkeit. 

 

 

Informieren über Arbeitsbedingungen und Bedin-
gungen der Anstellung  

Die Novelle des Arbeitsgesetzbuches führt eine 
neue Informationspflicht des Arbeitgebers gegen-
über von Arbeitnehmern im Mindestumfang der 
folgenden Angaben ein: 
 
– Methode der Bestimmung des Ortes der Arbeits-

ausübung oder Bestimmung des Hauptortes der 
Arbeitsausübung, falls im Arbeitsvertrag meh-
rere Orte der Arbeitsausübung vereinbart sind; 

– festgelegte Wochenarbeitszeit, Angabe über die 
Methode und die Regeln der Einteilung der Ar-
beitszeit einschließlich der vorausgesetzten Ar-
beitstage und der Ausgleichsperiode im Sinne 
von § 86, § 87 und 87a, Umfang und Zeit der Ge-
währung einer Arbeitspause, der ununterbro-
chenen Tagesruhepause und der ununterbro-
chenen Ruhepause während der Woche, Regeln 
der Überstundenarbeit einschließlich der Lohn-
begünstigung für die Überstundenarbeit; 

– Anzahl der Urlaubstage oder Methode deren Be-
stimmung; 

– Fälligkeit des Lohnes und Auszahlung des Loh-
nes einschließlich der Zahlungstermine; 

– Regeln der Beendigung des Arbeitsverhältnis-
ses, Dauer der Kündigungsfrist oder die Me-
thode ihrer Bestimmung, falls diese in der Zeit 
der Gewährung der Information nicht bekannt 
ist, Frist zur Einreichung einer Klage auf Bestim-
mung der Ungültigkeit der Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses; 

– Recht auf durch den Arbeitgeber gewährte fach-
liche Vorbereitung, falls diese gewährt wird und 
ihr Umfang. 
 

Der Arbeitgeber kann diese Informatio-
nen entweder schriftlich in einem gesonderten Do-
kument gewähren oder diese im Arbeitsvertrag als 
weitere Arbeitsbedingungen vereinbaren (in die-
sem Falle wird ihre Änderung eines Nachtrags zum 
Arbeitsvertrag, also der Zustimmung des Arbeits-
nehmers bedürfen). 

Im Rahmen der Übergangsbestimmun-
gen wird der Arbeitgeber diese Informationspflicht 
gegenüber von Arbeitnehmern, deren Arbeitsver-
hältnis vor dem 1. August 2022 entstanden ist, nur 
dann haben, wenn der Arbeitnehmer diese bean-
tragt oder wenn es zu einer Änderung der der In-
formationspflicht unterliegenden Bedingungen 
kommt. 

Zustellung und Form der Gewährung von Informa-
tionen 

Aus dem Grund der Erhöhung der Rechtssicherheit 
in Bezug auf die Zustellung von Schriftstücken 
durch das Postunternehmen schlägt das Ministe-
rium vor, die genaue Dauer der Lagerfrist einer 
Sendung auf 10 Tage festzulegen. 

Der Entwurf der Novelle des Arbeitsge-
setzbuches lässt im Bereich der Gewährung von 
Informationen seitens des Arbeitgebers dem Ar-
beitnehmer neben der Urkundenform auch die 
elektronische Form zu, und zwar unter der Voraus-
setzung, wenn der Arbeitnehmer Zugang zur elekt-
ronischen Form der Information hat, diese spei-
chern und ausdrucken kann und der Arbeitgeber 
einen Beleg über ihre Zustellung oder ihren Emp-
fang aufbewahren wird. Die neue Art der Gewäh-
rung von Informationen bezieht sich jedoch nicht 
auf die Zustellung von Schriftstücken bezüglich 
der Entstehung, Änderung und Beendigung eines 
Arbeitsverhältnisses. 

Wechsel zu einer anderen Form der Beschäfti-
gung  

Die Novelle des Arbeitsgesetzbuches schlägt die 
Ergänzung der neuen Bestimmung von § 49b vor, 
im Sinne welcher der Arbeitgeber verpflichtet ist, 
dem Arbeitnehmer mit einem befristeten Arbeits-
verhältnis oder einem Arbeitsverhältnis mit ver-
kürzter Arbeitszeit, dessen Arbeitsverhältnis län-
ger als sechs Monate besteht und dessen Probe-
zeit, falls vereinbart, abgelaufen ist, auf seinen An-
trag auf Wechsel zum befristeten Arbeitsverhältnis 
oder zum Arbeitsverhältnis mit einer festgelegten  
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Wochenarbeitszeit eine begründete schriftliche 
Antwort innerhalb eines Monates ab Einreichung 
des Antrags zu gewähren; dies bezieht sich auch 
auf jeden weiteren Antrag des Arbeitnehmers, ein-
gereicht frühestens nach Ablauf von 12 Monaten 
ab Einreichung des vorigen Antrags. Der Arbeitge-
ber, der eine natürliche Person ist und der Arbeit-
geber, der weniger als 50 Arbeitnehmer beschäf-
tigt, ist verpflichtet, auf einen Antrag in Sinne des 
ersten Satzes spätestens innerhalb von drei Mona-
ten ab dem Tag der Zustellung des Antrags zu ant-
worten und bei einem wiederholten Antrag kann er 
die Antwort mündlich gewähren, falls die Begrün-
dung der Antwort unverändert geblieben ist. 

In die Dauer des Bestehens des befris-
teten Arbeitsverhältnisses wird auch die Dauer des 
Bestehens des vorigen Arbeitsverhältnisses einbe-
rechnet, falls es sich um ein wiederholt vereinbar-
tes befristetes Arbeitsverhältnis handelt. 

Einführung des Begriffs „Vaterschaftsurlaub“  

Es handelt sich um keine Einführung eines neuen 
Instituts, sondern eher um eine terminologische 
Änderung und Ergänzung einiger damit zusam-
menhängenden Bestimmungen. In der Praxis wird 
es sich um die Abtrennung der Elternzeit eines 
Mannes und die Umbenennung zum Vaterschafts-
urlaub im Sinne von § 166 Abs. 1 des Arbeitsgesetz-
buches handeln. Es wird zugleich vorgeschlagen, 
dem Mann (Arbeitnehmer), der Vaterschaftsurlaub 
antritt, Schutz vor der Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses in Probezeit zuzuerkennen, die durch 
die Nutzung des Rechts auf den Vaterschaftsur-
laub motiviert wäre, und zwar gleichermaßen wie 
dieser Schutz gegenwärtig der Mutter bis zum 
Ende des neunten Monates nach der Geburt zuer-
kannt ist. Das bedeutet, dass der Arbeitgeber ein 
Arbeitsverhältnis in Probezeit nicht nur mit der 
Mutter bis zum Ende des neunten Monates nach 
der Geburt, sondern auch mit einem Mann in Va-
terschaftsurlaub beenden kann, jedoch nur 
schriftlich und in Ausnahmefällen, die nicht mit 
der Betreuung eines Neugeborenen zusammen-
hängen und der Arbeitgeber wird dies angemessen 
schriftlich begründen müssen, ansonsten wird die 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses ungültig sein.  

Zu weiteren vorgeschlagenen Änderun-
gen des Arbeitsgesetzbuches gehört z.B. auch das 
Folgende: 

 
– Ergänzung der aktuellen Regelung der Probezeit 

so, dass bei einem Arbeitnehmer mit einem be-
fristeten Arbeitsverhältnis die vereinbarte Pro-
bezeit nicht länger als die Hälfte der vereinbar-
ten Dauer des Arbeitsverhältnisses sein darf; 

– neue Informationspflicht gegenüber von auf 
Grundlage von Vereinbarungen beschäftigten 
Arbeitnehmern im Rahmen der Mindestvorher-
sehbarkeit der Arbeit (der Arbeitgeber wird ver-
pflichtet sein, dem Arbeitnehmer beim Ab-
schluss der Vereinbarung eine schriftliche Infor-
mation über die Tage und die Zeitabschnitte, in 
welchen er vom Arbeitnehmer die Arbeitsaus-
übung verlangen kann und über die Frist, inner-
halb welcher der Arbeitnehmer über die Arbeits-
ausübung vor deren Beginn informiert werden 
soll, die jedoch nicht kürzer als 24 Stunden sein 
darf, zu gewähren); 

– Möglichkeit des Arbeitgebers, einen Abzug vom 
Lohn auch im Falle des nicht berechneten Vor-
schusses auf Sicherstellung der Verpflegung 
oder auf den gewährten Finanzbeitrag für die 
Verpflegung einseitig durchzuführen; 

– Möglichkeit, flexible Formen der Arbeitsaus-
übung zu verlangen, falls es sich um kinderbe-
treuende Personen handelt. 

 
In Hinblick auf das Stadium des Legis-

lativprozesses, in welchem sich die Novelle des Ar-
beitsgesetzbuches befindet, können eventuelle 
Änderungen erwartet werden. 
 
Kontakt für weitere Informationen 

 

Zuzana Šimová 
Attorney at Law (SK) 
T +421 2 5720 0400 
zuzana.simova@roedl.com 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

mailto:zuzana.simova@roedl.com
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 Steuern 
Die interessantesten steuerlichen Änderungen 
 
Öffentlicher Index der Steuerverlässlichkeit  

Die Novelle der Steuerordnung führt den öffentli-
chen Index der Steuerverlässlichkeit ein, der die 
Erfüllung von steuer- und handelsrechtlichen 
Pflichten des Steuersubjektes – zur Einkommens-
teuer registrierten Steuerzahlers und dessen Wirt-
schaftskennzahlen widerspiegeln wird. Höchst 
verlässliche Steuersubjekte werden Anspruch auf 
mehrere Typen von Begünstigungen im Rahmen 
des Steuerverfahrens haben, im Gegenteil dazu 
werden Sanktionen für unverlässliche Steuersub-
jekte eingeführt.  

Die bewertete Periode wird das Kalen-
derhalbjahr darstellen. Die in die Bewertung einbe-
zogenen Kriterien wird die Verordnung/ allgemein 
verbindliche Rechtsvorschrift des Finanzministeri-
ums der Slowakischen Republik festsetzen. Die 
Mitteilungen über den Index der Steuerverlässlich-
keit werden bis Ende Februar 2022 zugesandt, die 
erste Liste der Verlässlichkeit der Steuersubjekte 
wird bis zum 30. Juni 2022 veröffentlicht. 

Abzug der Investitionsaufwendungen  

Die Novelle des Einkommensteuergesetzes führt 
eine neue Form der Investitionsunterstützung ein, 
den Abzug der Investitionsaufwendungen (-kosten). 

Den Anspruch auf die oben angeführte 
Unterstützung werden Steuerzahler haben, bei de-
nen der Durchschnittswert der Investitionen im 
Vergleich zu den vorigen drei Veranlagungszeiträu-
men (in Prozent) 700 Prozent und der geplante 
Durchschnittswert der Investitionen zugleich 1 Mil-
lion Euro übersteigt. Dieser Abzug ist an Investiti-
onen in gesetzlich definierte Investitionsbereiche 
gebunden, deren Ziel die Optimierung der Herstel-
lungsprozesse unter Anwendung der modernsten 
technologischen Kenntnisse zwecks Produktions-
erhöhung ist. 

Die angeführte Unterstützung wird in der 
Möglichkeit bestehen, Investitionsaufwendungen in 
Höhe von 15 – 55 Prozent (gemäß geplantem Durch-
schnittswert der Investitionen in Millionen Euro und 
gemäß dem Durchschnittswert der Investitionen in 
Prozent) vom Steuerabzug, geltend gemacht vom in-
vestierten Vermögen, nachträglich abzuziehen. 

Beidseitige elektronische Kommunikation  

Am 31. Dezember 2021 endet die Übergangsperi-
ode, während der das e-Government-Gesetz der 
Finanzverwaltung der Slowakischen Republik den 
Aufschub der Pflicht zur beidseitigen Kommunika-
tion mit Steuersubjekten mittels elektronischer 
Form ermöglicht hat. Gegenwärtig besteht die 
Kommunikationspflicht nur in der Richtung Steu-
ersubjekt → Finanzverwaltung.  

Die Zusendung amtlicher Dokumente in 
Urkundenform wird demnach ab dem 1. Januar 
2022 durch die Zustellung in elektronische Postfä-
cher ersetzt. Die Kommunikation seitens der Fi-
nanzverwaltung wird jedoch nicht durch das Portal 
der Finanzverwaltung, sondern durch das Zentral-
portal der öffentlichen Verwaltung (slovensko.sk) 
im Einklang mit dem e-Government-Gesetz durch-
geführt.  

Bei juristischen Personen wurden die 
elektronischen Postfächer automatisch bei ihrer 
Einrichtung aktiviert und die Finanzverwaltung 
kann deswegen im Falle der Nichtentgegennahme 
einer Sendung auch die Fiktion der Zustellung gel-
tend machen. Steuersubjekte haben die Möglich-
keit, die Zusendung von Mitteilungen über neue 
Nachrichten im Postfach an eine E-Mail-Adresse 
oder mittels SMS-Nachrichten einzustellen. Für 
Subjekte, die keine aktiven elektronischen Postfä-
cher haben (z.B. Ausländer oder natürliche Perso-
nen), wird die Zustellung von Dokumenten durch 
die „Amtliche Zentralzustellung“ sichergestellt, die 
auch die Versendung der Urkundenform des elekt-
ronischen Dokuments per Post ermöglicht. 

Steuerhaftung und sog. „Split Payment“ 

Wie wir bereits in unserem letzten Newsletter an-
geführt haben, falls ein Abnehmer nach dem 1. Ja-
nuar 2022 eine Zahlung für eine Ware/Dienstleis-
tung auf ein Lieferantenbankkonto begleicht, das 
(zum Tag der Eingabe des Zahlungsauftrags) in der 
Liste auf der Webseite der Finanzverwaltung nicht 
veröffentlicht ist, haftet der Abnehmer für die Ab-
fuhr der Steuer, falls diese Pflicht nicht sein Liefe-
rant erfüllt. 
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Falls die Nummer des Lieferantenbank-
kontos nicht in der durch die Finanzverwaltung 
veröffentlichten Liste angeführt ist, kann der Ab-
nehmer die Steuerhaftung vermeiden, wenn er den 
Betrag der USt. auf das Persönliche Konto des 
Steuerzahlers (Lieferanten) begleicht. Zur Diffe-
renzierung einer solchen Zahlung des Abnehmers 
wird ein neues variables Symbol eingeführt.  

  
 
 
 
 

Kontakt für weitere Informationen 

 

Milan Kvašňovský 
Tax Consultant (SK) 
T +421 2 5720 0400 
milan.kvasnovsky@roedl.com 
 

 
 
 
  

mailto:milan.kvasnovsky@roedl.com
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 Wirtschaft 
Beitrag für die Verpflegung von Gesichtspunkt der 
Steuern und Abgaben ab dem Jahr 2022 
 
Die Novelle des Einkommensteuergesetzes besei-
tigt mit Wirksamkeit ab dem 1. Januar 2022 den 
Mangel an Übereinstimmung bei der Besteuerung 
der zwei Möglichkeiten, durch welche der Arbeit-
geber seine gesetzliche Pflicht, Verpflegung für die 
Arbeitnehmer am Arbeitsplatz sicherzustellen, er-
füllen kann.  

Mit Wirksamkeit ab dem 1. Januar 2022 
wird durch die explizite Berufung auf die Bestim-
mung von § 152 des Arbeitsgesetzbuches die 
Höchstgrenze für die Befreiung von der Einkom-
mensteuer bei Einkünften, gewährt als Wert der 
durch den Arbeitgeber dem Arbeitnehmer zum 
Verbrauch am Arbeitsplatz sichergestellten Ver-
pflegung, eingeführt.  

 Im Sinne der gegenwärtig gültigen Vor-
schriften gilt, dass der Arbeitgeber einen Beitrag 
von mindestens 55 Prozent des möglichen Min-
destwertes der Essensmarke (3,83 Euro) → 2,11 
Euro und höchstens 55 Prozent des Essensgeldes, 
gewährt bei einer Dienstreise in der Dauer von 5 
bis 12 Stunden im Sinne des Gesetzes über den 
Reisekostenersatz (5,10 Euro) → 2,81 Euro, leistet. 
Der Arbeitgeber kann über den Rahmen des Ange-
führten hinaus einen Beitrag aus dem Sozialfonds 
gewähren. Der Wert der auf diese Art und Weise 
gewährten Verpflegung ist für den Arbeitnehmer in 
Gesamthöhe von der Einkommensteuer befreit, 
was sowohl im Falle der Essensmarke als auch des 
Finanzbeitrags gilt.  

Ab dem Jahr 2022 wird die Befreiung 
von der Einkommensteuer einheitlich auf alle For-
men der Sicherstellung der Verpflegung im Sinne 
von § 152 des Arbeitsgesetzbuches (mittels Es-
sensmarken als auch des Finanzbeitrags) maximal 
bis zur Höhe von 2,81 Euro pro Schicht angewandt.  

Sollte sich der Arbeitgeber entschei-
den, einen höheren Beitrag für die Arbeitnehmer zu 
leisten, 

 
– wird der 2,81 Euro übersteigende Betrag das 

steuerbare Einkommen aus nichtselbständiger 
Tätigkeit für den Arbeitnehmer darstellen – un-
geachtet dessen, ob die Verpflegung mittels der 
Gewährung von Essensmarken oder mittels der 
Form des Finanzbeitrags sichergestellt sein 
wird; 

– wird die gegenständliche Aufwendung eine 
steuerlich absetzbare Ausgabe in voller Höhe, 
ungeachtet ihrer Höhe, für den Arbeitgeber dar-
stellen. 

 
Steuerfrei bleibt auch weiterhin der 

durch den Arbeitgeber gewährte Beitrag aus dem 
Sozialfonds. 

 

 

Beispiel  

Der Arbeitgeber gewährt den Arbeitnehmern Es-
sensmarken im Wert von 5 Euro. Von den Aufwen-
dungen leistet der Arbeitgeber den Höchstbeitrag 
von 2,81 Euro (55 Prozent vom Höchstwert von 5,10 
Euro), nachträglich jedoch auch 1,00 Euro. Vom 
Sozialfonds leistet er einen Beitrag von 0,69 Euro 
für jeden abgearbeiteten Tag. 0,50 Euro begleicht 
der Arbeitnehmer. Alternativ erhält ein Teil der Ar-
beitnehmer anstelle der Essensmarken den Fi-
nanzbeitrag für die Verpflegung in Gesamthöhe 
von 4,50 Euro (2,81 Euro gesetzlicher Höchstwert 
+ 1,00 Euro über den gesetzlichen Höchstwert hin-
aus + 0,69 Euro vom Sozialfonds). In beiden Fällen 
wird für den Arbeitnehmer das steuerbare Einkom-
men der Wert von 1,00 Euro für jeden Tag, für wel-
chen ihm der Anspruch auf Essensgeld entstanden 
ist, darstellen. 

Die vorgeschlagene Änderung des Ar-
beitsgesetzbuches, durch welche die Möglichkeit 
der Gewährung von Verpflegung für die Monatspe-
riode rückwirkend eingeführt werden sollte, wurde 
nicht verabschiedet. 
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Regime im Falle von auf Grundlage einer Verein-
barung beschäftigten Arbeitnehmern 

Dem Arbeitnehmer, der auf Grundlage einer Ver-
einbarung beschäftigt ist, kann Anspruch auf Ver-
pflegung dann entstehen, falls er diese in der Ver-
einbarung vereinbart hat oder falls der Arbeitgeber 
nach einer Besprechung mit Vertretern der Arbeit-
nehmer den Kreis der natürlichen Personen, für 
welche er die Verpflegung sicherstellt und für wel-
che er einen Beitrag für die Verpflegung leisten 
wird, auch um diesen Personenkreis erweitert. 

Der auf Grundlage einer Vereinbarung 
beschäftige Arbeitnehmer kann zwischen der Es-
sensmarke und dem Finanzbeitrag für die Verpfle-
gung nur in dem Falle wählen, wenn dieser auf 
Grundlage einer Vereinbarung beschäftige Arbeit-
nehmer die Gewährung der Verpflegung in der Ver-
einbarung vereinbart hat. Der Finanzbeitrag für die 
Verpflegung ist im Falle der auf Grundlage einer 
Vereinbarung beschäftigten Arbeitnehmer bis zur 
gesetzlichen Höhe von der Steuer befreit. 
Sollte der Arbeitgeber den Kreis der natürlichen 
Personen auch um auf Grundlage von einer Verein-
barung beschäftigte Arbeitnehmer erweitern, wie 
wir höher angeführt haben, wobei die auf Grund-
lage einer Vereinbarung beschäftigten Arbeitneh-
mer die Gewährung von Verpflegung nicht direkt in 
der Vereinbarung vereinbart haben, hat der auf 
Grundlage einer Vereinbarung beschäftigte Arbeit-
nehmer in diesem Falle kein Recht auf die Wahl 
zwischen der Essensmarke und dem Finanzbeitrag 

für die Verpflegung. Der Finanzbeitrag für die Ver-
pflegung wäre nicht im Einklang mit der Bestim-
mung von § 152 des Arbeitsgesetzbuches gewährt 
und deswegen kann keine Steuerbefreiung darauf 
geltend gemacht werden.  

Regime im Falle der Geschäftsführer und Gesell-
schafter 

Im Falle von Einpersonengesellschaften muss bE-
uroteilt werden, ob die Gesellschaft vom Gesichts-
punkt des Arbeitsgesetzbuches als ein Arbeitgeber 
gilt. Sollte die Gesellschaft keine Personen auf 
Grundlage eines arbeitsrechtlichen Verhältnisses 
beschäftigen, gilt sie als kein Arbeitgeber. Sollte 
eine solche Gesellschaft Beiträge für die Verpfle-
gung des Geschäftsführers, z. B. in Höhe von 2,81 
Euro, leisten, dann ist der Wert der Verpflegung für 
den Geschäftsführer steuerfrei. Ab dem Jahr 2022 
wird dies ein steuerbares Einkommen des Ge-
schäftsführers darstellen.  
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Dieser Newsletter ist ein unverbindliches Informationsange-
bot und dient allgemeinen Informationszwecken. Es handelt 
sich dabei weder um eine rechtliche, steuerrechtliche oder be-
triebswirtschaftliche Beratung, noch kann es eine individuelle 
Beratung ersetzen. Bei der Erstellung des Newsletters und der 
darin enthaltenen Informationen ist Rödl & Partner stets um 
größtmögliche Sorgfalt bemüht, jedoch haftet Rödl & Partner 
nicht für die Richtigkeit, Aktualität und Vollständigkeit der In-
formationen. Die enthaltenen Informationen sind nicht auf ei-
nen speziellen Sachverhalt einer Einzelperson oder einer ju-
ristischen Person bezogen, daher sollte im konkreten Einzel-
fall stets fachlicher Rat eingeholt werden. Rödl & Partner 
übernimmt keine Verantwortung für Entscheidungen, die der 
Leser aufgrund dieses Newsletters trifft. Unsere Ansprech-
partner stehen gerne für Sie zur Verfügung.  

Der gesamte Inhalt des Newsletters und der 
fachlichen Informationen im Internet ist geistiges Eigentum 
von Rödl & Partner und steht unter Urheberrechtsschutz. Nut-
zer dürfen den Inhalt des Newsletters nur für den eigenen Be-
darf laden, ausdrucken oder kopieren. Jegliche Veränderun-
gen, Vervielfältigung, Verbreitung oder öffentliche Wiedergabe 
des Inhalts oder von Teilen hiervon, egal ob on- oder offline, 
bedürfen der vorherigen schriftlichen Genehmigung von Rödl 
& Partner. 
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